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Gesetz 
ü b e r L a n d t a g s w a h l , V o l k s b e g e h r e n u n d 

V o l k s e n t s c h e i d ( L a n d e s w a h l g e s e t z ) 

Vom 29. März 1949. 

Der Landtag des Freis taates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Sena t s 
hiermit bekanntgemacht wird: 

I. A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

I. St immrecht 

A r t . 1 
Voraussetzungen des St immrechts 

(1) Stimmberechtigt bei den Wahlen zum Landtage, 
bei Volksbegehren und Volksentscheiden sind alle 
Männer und Frauen deutscher Staatsangehörigkei t . 
die a m Tagender S t immabgabe 

1. das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
g. seit mindestens e inem J a h r e ihren Aufenthalt in 

Bayern genommen haben. 
(2) St immberechtigt sind un te r den Voraussetzungen 

des Abs. (1) Ziff. 1 und 2 auch die Angehörigen ehe -
mal iger deutscher Minderhei ten. 

(3) Der Aufenthal t nach Abs. (1) gilt nicht als 
unterbrochen bei Personen, die wäh rend der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft wegen ihrer 
Rasse, ihres Glaubens, ihrer Weltanschauung oder 
politischen Überzeugung verfolgt worden sind und 
deshalb ihren Aufenthal t in Bayern aufgeben muß-
ten, bis zum Tage der S t immabgabe aber nach 
Baye rn zurückgekehrt sind. Das gleiche gilt für 
Personen, die auf Grund der Kriegsereignisse (z. B. 
Einziehung zum Kriegsdienst oder Evakuierung) 
oder a u s dienstlichen Gründen vorübergehend 
Bayern ver lassen haben. 

A r t. 2 
Ausschluß von St immrecht 

(1) Ausgeschlossen vom St immrecht ist, 
1. wer" en tmündigt ist oder un te r vorläufiger 

Vormundschaft oder wegen geistiger Gebre -
chen unter Pflegschaft steht , 

2. wer rechtskräftig durch Richterspruch die 
bürgerlichen Ehrenrechte ver loren hat . 

(2) Ausgeschlossen vom St immrecht sind ferner 

. 1 . Personen, die un t e r Klasse I und II des Te i -
les A der Anlage des Gesetzes zur Befreiung 
von Nationalsozial ismus und Mil i tar ismus vom 

5. März 1946 (GVB1. S. 145) fallen, solange 
noch keine rechtskräftige Entscheidung d e r 
Spruchkammer vorliegt. 

2. Personen, die durch rechtskräftige Entschei -
dung einer Spruchkammer als Hauptschuldige, 
Belastete oder Minderbelastete e ingere ih t 
worden sind. ' 

' A r t . 3 
Behinderung in der Ausübung des St immrechts 

Behinder t in der Ausübung ihres St immrechts s ind 
1. Personen, die wegen Geisteskrankhei t oder Ge i -

stesschwäche in einer Heil- oder Pflegeanslal t 
untergebracht sind, 

2. Personen, die sich in Haft befinden. 

A r l . 4 
AusüEüng des St immrechts am Orte des Aufen tha l t s 

Jeder St immberechtigte darf sein St immrecht — 
vorbehaltlich der Arl. 6 Abs. (2) und Art. 12 Abs. (4) 
— n u r am Orte seines gewöhnlichen Aufenthal ts in 
Bayern ausüben. 

A r t . 5 
Formale Bedingung für die Ausübung des S t i m m -

rechts 
Die Ausübung des St immrechts ist bedingt durch 

den Eintrag in ein Wählerverzeichnis (Wählerl is te 
oder Wahlkartei) oder durch den Besitz eines 
Wahlscheines (Art. 12 Abs. [1] und [2]). 

2. Erfassung der St immberecht igten 
«eAr t . 6 

Wählerverzeichnisse 

1) Die Gemeinden haben für jeden S t immbezi rk 
(Art 14 Abs. [4] und Art . 19) ein Wählerverzeichnis 
(Wählerliste oder Wahlkartei) anzulegen und dar in 
die in dem St immbezirk wohnhaften S t immberech-
tigten einzutragen. 

(2) St immberechtigte Beamte, Angestellte u n d 
Arbeiter im öffentlichen Dienst, die ihren Wohnsi tz 
aus beruflichen Gründen aus Bayern in einen Or t 
nahe der Landesgrenze verlegen nr.ußten sowie die 
s t immberechtigten Angehörigen ihres Hauss t andes 
sind auf Ant rag in das Wählerverzeichnis einer b e -
nachbar ten bayerischen Gemeinde e inzutragen. 

A r t . 7 
Unentgeltl iche Auskuaftspflicht 

Behörden, S tandesämter und P fa r r ämte r sind v e r -
pflichtet, die zur Anlage der Wählerverzeichnisse 
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erforderlichen Aufschlüsse sofort unentgelt l ich 2tü 
erteilen. 

A r t . 8 
Auslegungs- und Einspruchsfrist 

Die Wählerverzeichnisse sind vom 21. bis zum 14. 
Tage vor der Abst immung zur allgemeinen Einsicht 
öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung 
sind öffentlich bekanntzumachen mit dem Hinweis, 
daß diese Frist auch als Einspruchsfrist gilt. 

A r t . 9 

Einsprüche 

(1) Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wähler-
verzeichnisse sind bei Meidung des Ausschlusses 
innerhalb der Einspruchsfrist beim Gemeindewahl -
ausschuß einzulegen. Falls dieser auf einen solchen 
Einspruch hin nicht Abhilfe veranlaßt , gilt der Ein-
spruch als Beschwerde zum Wahlkreisausschuß. 

(2) Wird durch den Einspruch eine dri t te Person 
betroffen, so ha t der Gemeindewahlausschuß diese 
zu hören. Dem Betroffenen ist die Verfügung des 
Gemeindewahlausschusses zu eröffnen. Gegen eine 
zu seinen Ungunsten ergangene Entscheidung des 
Gemeindewahlausschusses steht dem Betroffenen 
das Recht der Beschwerde zum Wahlkreisausschuß 
zu. 

(3) Die Entscheidung des Wahlkreisausschusses ist 
spätestens am 8. Tage vor der Abst immung zu er -
lassen; sie ist endgült ig. 

(4) Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte zur 
Entscheidung über die Rechte der St immberecht igten 
wird durch die Best immung des Abs. (3) nicht be -
rühr t . Die Beschwerde zum Wahlkreisausschuß t r i t t 
an die Stelle des Einspruchs im Sinne des § 38 des 
Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbarkei t vom 
25. September 1946 (GVB1. S. 281). Anfechlungs-
gegner ist der Staat . Der Anfechtungsklage kommt 
keine aufschiebende Wirkung zu. 

A r t . 10 
Abschluß der Wählerverzeichnisse 

Am 5. Tage vor der Abs t immung schließt der 
Bürgermeister die Wählerverzeichnisse ab. 

A r t . 11 
Änderung der Wählerverzeichnisse 

(1) Änderungen im Wählerverzeichnis sind vom 
Beginn der Auslegungsfrist an nur noch auf recht-
zeitig erhobenen Einspruch und nur bis zum A b -
schluß der Wählerverzeichnisse zulässig 

(2) Vormerkungen über die Ausstel lung von 
Wahlscheinen und Streichung von Vormerkungen 
über die Behinderung in der Ausübung des Wahl -
rechts gelten nicht als Änderungen. 

A r t . 1 2 -

Wahlscheine 
(1) Ein Stimmberechtigter , «fler in ein Wählerver-

zeichnis eingetragen ist, e rhä l t auf Ant rag einen 
Wahlschein, 

1. wenn er a m Tage der S t immabgabe während der 
Abstimmungszeit aus triftigen Gründen außer -
halb seines St immbezirks weilt, 

2. wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist seinen 
Aufenthal t in einen anderen St immbezirk ver -
legt, 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechfens in seiner Bewegungsfreiheit beh in-
dert ist und durch den Wahlschein die Möglich-
keit erhält , einen für ihn günstiger gelegenen 
Abst imroungsraum aufzusuchen. 

(2) Ein Stimmberechtigter , der nicht in ein Wäh-
lerverzeichnis eingetragen oder dar in gestrichen ist, 
e rhäl t auf Ant rag einen Wahlschein, 
1. wenn er nachweist, daß er ohne sein Verschulden 

die Einspruchsfrist versäumt hat , 

2. wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist nach 
Bayern zurückgekehrt ist u n d sein Aufen tha l t 
gemäß Art . 1 Abs. (3) als nicht unterbrochen gilt , 

3. wenn er die St immberecht igung durch den Wegfall 
von Ausschlußgründen ers t nach Ablauf der 
Einspruchsfrist er langt hat , 

4. wenn das Verwaltungsgericht im Fal le e ine r 
Anfechtungsklage die Er te i lung eines W a h l -
scheines anordnet . 

(3) Gegen die Versagung eines Wahlscheines ist 
Beschwerde an die Aufsichtsbehörde zulässig, die 
endgült ig entscheidet. Art . 9 Abs. (4) gu t e n t -
sprechend. 

(4) Inhaber von Wahlscheinen können in j edem 
beliebigen St immbezirk abst immen. 

A r t . 1 3 

Wohnungswechsel innerhalb des Gemeindebezirks 

St immberechtigte, die nach der Anlage des W ä h -
lerverzeichnisses nu r innerhalb des Gemeindebezirks 
ihres Aufenthal tsor tes in einen anderen S t i m m b e -
zirk verzogen sind, sind auf An t rag in dem S t i m m -
bezirk zur Abs t immung zuzulassen, in dessen W ä h -
lerverzeichnis sie eingetragen sind. 

3. Räumliche Gliederung und Wahlbeauftragte 
A r t. 1 4 

Wahlkreis, St immkreis . St immbezirk 

(1) Jeder Kreis (Regierungsbezirk) bildet einen 
Wahlkreis (Art. 14 Abs. [1 | Satz 2 der Verfassung). 

(2) J ede r Bezirk (Landkreis) und jede k re i sun-
mi t te lbare Stadt (Stadtkreis), in größeren S täd ten 
jeder Stadtbezirk mi t durchschnittlich 60 000 E in -
wohnern bildet einen St immkreis (Art. 14 Abs. [1] 
Satz 3 der Verfassung). 

(3) Fü r die Wahl eines gemeinsamen Abgeordne-
ten werden benachbar te St immkreise zu einem 
St immkre isverband zusammengeschlossen (Art. 36 
Abs. [3]). 

Die sich hiernach ergebende Einteilung regelt die 
Anlage, die Bestandteil des Gesetzes ist. 

(4) F ü r die S t immabgabe teilen die Bezi rksver-
wal tungsbehörden ihre Verwaltungsbezirke in 
St immbezirke ein (Art. 19). 

A r t . 15 

Landeswahl le i ter und Landeswahlausschuß 
(1) Zur Feststel lung des Abst immungsergebnisse* 

im ganzen Staatsgebiet wi rd vom Staa tsminis te -
r i u m des Innern ein Landeswahl le i ter und ein 
Ste l lver t re ter bestellt. 

(2) Bei dem Landeswahl le i te r wird ein L a n d e s -
wahlausschuß gebildet, bestehend aus dem Landes -
wahl le i te r und den Ver t rauensmännern , die von 
den zugelassenen Landespar te ien bei ihm benann t 
werden. 

A r t . 16 

Wahlkreislei ter und Wahlkreisausschüsse 
(1) Das Staa tsminis ter ium des Innern bestellt für 

jeden Wahlkreis einen Wahlkreislei ter und einen 
Stel lver t re ter . 

(2) Bei den Wahlkreis lei tern werden Wahlkre is -
ausschüsse gebildet. Diese bestehen aus dem Wahl -
kreislei ter und den Ver t rauensmännern , die von 
den zugelassenen Landespar te ien bei ihnen benann t 
werden. 

A l t . 17 
Gemeindewahl le i ter und Gemeindewahlausschüsse 

(1) Die Aufsichtsbehörde bestellt für jede G e -
meinde e inen Gemeindewahl le i te r und einen Stel l -
ver t re ter . 

(2) Bei den Gemeinden werden Gemeindewahlaus-
schüsse gebildet. Diese bestehen aus dem Gemein-
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dewahllei ter und den Ve r t r auensmänne rn der zu-
gelassenen Landespar te ien . 

A r t . 18 
Tät igkei t der Wahlausschüsse 

(1) Die Ver t r auensmänner im Landeswah laus -
schuß, in den Wahlkreisausschüssen und in den G e -
meindewahlausschüssen bleiben so lange in Tät ig-
keit, bis sie durch Nachfolger ersetzt werden. Bei 
der Vorberei tung jeder Neuwahl sind die Ausschüsse 
neu' zu bestellen. 

(2) Die Verhandlungen der Wahlausschüsse sind 
öffentlich. Jede Par te i besitzt nu r mit e inem Ver-
t r auensmann St immrecht . S t immenmehrhe i t en t -
scheidet. Bei Stimmengleichheit gibt die St imme 
des Wahlleiters den Ausschlag. 

(3) Das Staatsminis ter ium des Innern und die 
Kreisregierungen stellen den Wahlausschüssen die 
nötigen Hilfsarbeiter zur Verfügung. 

A r t . 19 
St immbezirke 

(1) Die Stimbezirke sollen möglichst mit den G e -
nieindebezirken zusammenfallen. Kleine Gemeinden 
oder Teile von Gemeinden können mit benachbar-
ten Gemeinden oder Gemeindetei len zu einem 
Stimmbezirk vereinigt werden. 

(2) Gemeinden mit m e h r als 2500 Einwohnern 
sind in St immbezirke einzuteilen. Kein S t immbe-
zirk soll mehr als 2500 St immberecht igte umfassen. 

A r t . 2 0 
Abst immungsor t 

Die Bezirksverwal tungsbehürden best immen für 
jeden St immbezirk den Abst immungsor t und A b -
s t immungsraum. 

A r t . 2 1 
Wahlvors teher 

Fü r jeden St immbezirk wi rd von der Bezirksver-
wal tungsbehörde unter entsprechender Berücksich-
t igung der einzelnen Par te ien aus dem Kreis der 
St immberechtigten ein Wahlvors teher und ein Stel l-
ver t re te r e rnannt . 

A r t . 2 2 

Wahlvors tand 
(1) Der Wahlvorsteher beruft un te r entsprechen-

der Berücksichtigung der einzelnen Par te ien einen 
St immberecht igten als Schriftführer und drei bis 
sechs St immberechtigte als Beisitzer; sie sind den 
St immberecht igten des St immbezirkes zu en t -
nehmen. 

(2) Der Wahlvorsteher , sein Stel lvertreter , die 
Beisitzer und der Schriftführer bilden den Wahl -
vorstand. 

4. Durchführung der Abs t immung 

A r t . 2 3 

Abst immu ngszeit 
(1) Die Abst immungen finden an einem Sonntag 

oder al lgemeinen Ruhetag stat t . 
(2) Sie dauern von 8 bis 18 Uhr. 
(3) Die Wahlkreisausschüsse können für einzelne 

Gemeinden oder Landkreise aus besonderen G r ü n -
den die Abst immungszei t ausdehnen, jedoch nicht 
über 21 Uhr hinaus. Die Bezi rksverwal tungsbehör-
den können für Abs t immungsräume, die für I n -
haber von Wahlscheinen an Bahnhöfen eingerichtet 
sind, Abweichungen von der Abst immungszej t nach 
Abs. (2) verfügen. 

A r t . 2 4 
Verhalten im Abs t immungsraum und in dessen 

Umkreis 
(1) Im Abs t immungsraum und in e inem Umkreis 

von 50 Metern ist jegliche Beeinflussung der A b -
s t immenden durch Wort, Schrift oder Bild ve r -
boten. 

(2) Die Wahlhand lung und die Ermi t t lung des 
Wahlergebnisses sind öffentlich. Der Wahlvors tand 
ist befugt, bei S törung von Ruhe und Ordnung Per -
sonen aus dem Abs t immungs raum zu verweisen. 
Diese dürfen zuvor ihre St imme abgeben. 

A r t . 2 5 
S t immabgabe 

Die S t immabgabe wird in Person durch nicht-
unterschr iebene St immzet te l ausgeübt , welche die 
Abst immenden dem Wahlvors teher eigenhändig 
oder, wenn sie durch ein körperl iches Gebredien 
h ieran gehinder t sind, un te r Beihilfe einer Ver-
t rauensperson zu übergeben haben. 

A r t . 2 6 
Abst immungsschutz 

Es ist Vorsorge dafür zu treffen, daß der Abst im-
mende auf dem amtlichen St immzet te l seine S t imm-
abgabe unbeobachtet ersichtlich machen kann . 

A r t . 2 7 
Entscheidungen des Wahlvors tandes 

(1) Der Wahlvors tand entscheidet über alle bei 
der Abs t immung sich ergebenden Ans tände end-
gültig. Art. 9 Abs. (4) gilt entsprechend. 

(2) Er entscheidet auch endgült ig über die Gül -
tigkeit der St immen. 

A r t . 2 8 
Abs t immungen in K r a n k e n - und Pflegeanstalten 
Die Abs t immung in K r a n k e n - und Pfiegeanstal-

ten kann durch die Landeswahlordnung ander -
weit ig geregelt werden. 

A r t . 2 9 
Kosten der Abs t immung 

(1) Die Kosten für die Berei ts tel lung des A b -
s t immungsraumes und der für die Abst immung 
sonst nötigen Gegenstände t ragen die Gemeinden, 
al le übr igen Kosten t räg t der Staat . 

(2) Die St immzet te l w e i d e n für jeden S t imm-
kreis amtlich hergestel l t . 

(3) Die in diesem Gesetz zum Vollzuge der A b -
s t immung vorgesehenen Ämter sind Ehrenämter , 
für die keine Vergütung beansprucht werden kann. 

' 5. Sicherung der Abst immungsfreihei t 
A r t. 3 8 

Dienstbefreiung ohne Lohnabzug 

St immberecht igten in e inem Dienst - oder Arbe i t s -
verhäl tn is m u ß die freie Zeit, d ie sie zur S t imm-
abgabe und zur Ausübung von Ehrenämte rn bei 
den Abs t immungen benötigen, ohne Abzug an Lohn 
oder Gehal t gewährt - werden. 

A r t . 3 1 
Bestechung und Nötigung 

Die Bestechung und Nötigung von Abst immenden 
hat die Ungül t igkei t der S t immen der dabei B e - ' 
teiligten zur Folge und wird nach den Straf-
gesetzen geahndet . 

A r t . 3 2 
Verbot der behördl ichen Beeinflussung 

(1) Den Behörden des Staa tes und den Gemein-
den ist es untersagt , die Abs t immung in i rgend-
welcher Weise zu beeinflussen öder das Abst im-
mungsgeheimnis zu verletzen. 

(2) Personen, die in amtlicher Eigenschaft gegen 
die Bes t immung des Abs. (1) verstoßen, werden 
mi t Gefängnis bestraft . • 

A r t . 3 3 
Wahlkampf 

Wer eine öffentliche Wahlversammlung durch 
Tätl ichkeit oder Androhung einer solchen ve rh in -
de r t oder s tört , wi rd mi t Gefängnis oder Geld-
strafe bestraft . 
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I I . B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r d i e 
L a n d t a g s w ä h l 

1. Grundsä tze für die Wahl de r Abgeordne te« 
A r t . 3 4 

Wahlrechtgrundsätze und W a h l d a u e r 
Die Abgeordneten des Bayer ischen Land tags w e r -

den auf die Dauer von vier J a h r e n in al lgemeiner , 
gleicher, unmi t t e lba re r und gehe imer Wahl n a t h 
e inem verbesser ten Verhä l tn i swahl rech t gewähl t . 

A r t 3 5 
Festsetzung des Wahl tages 

Die Staa ts regierung setzt den T a g für die W a h -
len zum Land tag fest. Die N e u w a h l ha t spätes tens 
mi t Ablauf der Wahldauer (Art. 16 Abs. [2] der Ver -
fassung) bzw. spä tes tens am 6. Sonn tag nach der 
Auflösung oder Abberufung (Art. 18 Abs. [4] der 
Verfassung) stattzufinden. 

A r t . 3 6 
Zahl der Abgeordneten 

(1) Die Zahl der Abgeordneten be t räg t 203. 

(2) Hiervon treffen 
auf den Wahlkre is Obe rbaye rn 54 
auf den Wahlkre is Niederbayern 25 
auf den Wahlkre is Oberpfalz 20 
auf den Wahlkreis Ober f ranken 25 
auf den Wahlkre is Mi t te l f ranken 28 
auf den Wahlkre is XJnterfranken 23 
auf den Wahlkre is Schwaben 28 

(3) F ü r die Wahl von 100 Abgeordne ten als Ver-
t i e t e r ihres S t immkreises oder S t immkre i sve rban -
des werden im ganzen Land 100 St immkre ise u n d 
S t immkre i sverbände gebildet , und zwar 

im Wahlkreis Oberbayern 27 
im Wahlkreis Niederbayern 12 
im Wahlkreis Oberpfalz 10 
im Wahlkre is Ober f ranken * 2 

im Wahlkreis Mi t te l f ranken 1* 
im Wahlkre is Un te r f r anken 'H 
im Wahlkre is Schwaben M 

(4) Die übr igen Abgeordne ten werden in den 
Wahlkre isen aus den Wahlkre is l i s ten der einzelnen 
Wahlkreisvorschläge gewähl t . 

A r t . 3 7 
Wählbarke i t 

(1) Wählbar ist j eder s t immberecht ig te S taa t s -
bürger , der am Tage de r Wahl das 25. Lebensjahr 
vollendet h a t (Art. 14 Abs. [2] der Verfassung). 

(2) Nicht w ä h l b a r sind außer d e n in Art. 2 auf-
geführten Personen ehemal ige Mitglieder der 
NSDAP oder einer ihrer Gl iederungen (ausgenom-
m e n HJ und BDM), es sei denn, daß sie durch 
rechtskräft ige Spruchkammeren tsche idung für en t -
lastet e rk lä r t sind. 

Diese Bes t immung t r i t t bezüglich der zu Mit -
läufern e rk lä r ten Personen a m 31. Dezember 1953 
außer Kraft . 

2. Wahlvorschläge 
A r t . 3 8 

Allgemeine Bes t immungen 
(1) Die Wahl erfolgt auf G r u n d von Wahlvorschlä-

gen der zugelassenen Landespar te ien . Von Wähler -
gruppen, die auf G Ä n d Entscheidung des Bayer i -
schen Verfassungsgerichtshofs von der Tei lnahme 
an Wahlen und Abs t immungen ausgeschlossen sind, 
wei l ihre Mitglieder oder F ö r d e r e r darauf ausgehen, 
die s taatsbürgerl ichen Fre ihe i ten zu unterdrücken 
oder gegen Volk, Staat u n d Verfassung Gewalt 
anzuwenden , können Wahlvorschläge nicht aufge-
stell t werden. 

(2) Die Wahl vorschlage sind für die Wahlkreise 
aufzustellen (Wahlkreisvorschläge) und spätestens 
am 17. Tage vor dem Wahl tage , 18 Uhr, dem Wahl -
kreislei ter einzureichen. 

(3) J ede r Bewerber kann nu r in e inem Wahlkre is 
aufgestellt und nu r in e inem Wahlkreisvorschlag 
benannt werden. 

(4) Wahlkreisvorschläge müssen nachs tehenden 
Voraussetzungen entsprechen: 

1. J ede r Wahlkreisvorschlag m u ß das von der L a n -
despar te i bes t immte Kennwor t t ragen. 

2. J ede r Wahlkreisvorschlag m u ß alle Bewerber 
für die St immkreise oder S t immkre i sverbände 
(St immkreisbewerber) und die in der Wahlkre i s -
liste aufgestell ten Bewerber (Wahlkreisbewerber) 
enthal ten . 

3. Bei jedem St immkre isbewerber ist anzugeben, 
für welchen S t immkre is oder S t immkre i sverband 
er aufgestellt ist. 

4. J ede r Wahlkreisvorschlag m u ß von wenigstens 
20 St immberecht ig ten des Wahlkreises u n t e r -
zeichnet sein. Die Bewerber selbst dürfen weder 
die Wahlkreisvorschläge noch Vorschläge, die 
ihre Aufstel lung zum Gegenstand haben, u n t e r -
zeichnen. 

(5) Mit dem Wahlkreisvorschlag sind die Nieder-
schriften über die Versammlungen in den S t imm-
kreisen oder S t immkre isverbänden (Art. 39) und im 
Wahlkreis (Art. 39 Abs. [2] und Art. 40) sowie die 
Zus t immungserk lä rungen der in den Wahlkre isvor-
schiag aufgenommenen Bewerber beim Wahlkre is -
leiter einzureichen. 

(6) Telegraphische Erk lärungen gelten als schrift-
liche Erklärungen, wenn sie durch eine spätestens 
am 3. Tage nach Ablauf der Frist eingegangene 
Erk lä rung bestätigt werden. 

A r t . 3 9 
Aufstellung der S t immkre isbewerber 

(1) Die Par te ien berufen zunächst in den S t imm-
kreisen oder S t immkre isverbänden Versammlungen 
ihrer Mitglieder oder von Delegierten, die zu diesem 
Zweck von den Mitgliedern gewähl t worden sind, 
ein und stellen in geheimer Wahl ihre S t immkre i s -
bewerbe r auf. Zu diesen Versammlungen haben die 
im St immkre is oder S t immkre isverband ve r t r e tungs -
berechtigten Organe der Par te ien die Mitglieder 
oder Delegierten mit mindestens einer Woche Fris t 
en tweder einzeln oder durch öffentliche Ankünd i -
gung einzuladen. Vorschlagsberechtigt und w a h l -
berechtigt in diesen Versammlungen sind alle im 
St immkre is oder S t immkre isverband wohnhaften 
Mitglieder oder alle von den Mitgliedern gewähl ten 
Delegierten der e inberufenden Par te i , die zum Land-
tag s t immberecht igt sind. Die Bewerber werden in 
geheimer schriftlicher Abs t immung aufgestellt. Bei 
St immengleichhei t entscheidet das Los. Über diese 
Versammlungen sind Niederschriften anzufertigen, 
aus denen die ordnungsgemäße Ladung der Mitglie-
der, Or t und Zeit der Versammlung, die Zahl der 
Tei lnehmer und der Gang der Wahlhandlung ersicht-
lich sein müssen. Die Niederschrif ten sind von zehn 
St immberecht ig ten , die im St immkreis oder S t imm-
kre isverband wohnen und an der Versammlung 
te i lgenommen haben, zu unterzeichnen. 

(2) Die Vorschläge für die St immkreise oder 
S t immkre i sve rbände sind in einer Versammlung der 
von den Par te imi tg l iedern zu diesem Zweck gewähl -
ten Delegierten des Wahlkreises zu einem Wahlvor-
schlag für den Wahlkreis zusammenzustel len. Diese 
Versammlung kann die S t immkre isbewerber ohne 
Zus t immung der Delegierten der betreffenden 
St immkre ise oder S t immkre isverbände nicht au s -
wechseln und selbst nicht aufstellen. Sie kann 
jedoch, wenn sie Mängel bei den Bewerbern (Art. 37) 
oder Mängel im Aufstel lungsverfahren (Abs. [1]) für 
gegeben häl t oder aus sonstigen Gründen eine Ä n -
derung für notwendig erachtet , eine nochmalige 
Beschlußfassung im St immkre is oder S t immkre i s -
ve rband ver langen; diese ist endgültig. Für die 
Fer t igung von Niederschrif ten über diese Versamm-
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hingen finden die Bes t immungen de« Ab«. (t) en t -
sprechende Anwendung 

(3) J ede r S t immkre i sbewerber kann n u r für einen 
St immkreis oder S t immkre i sverband aufgestellt 
werden. 

(4) F ü r jeden St immkreis darf in einem Wahl -
kreisvorschlag nu r ein S t immkre isbewerber benannt 
werden. 

A r t . 4 0 
Aufstellung der Wahlkreisl is te 

(1) Die Wahlkreisl is te enthäl t die sämtl ichen 
S t immkre isbewerber eines Wahlkreisvorschlages. Im 
eigenen St immkreis oder S t immkre isverband kann 
der S t immkre isbewerber auf der Wahlkreisl iste 
nicht zur Wahl gestellt werden. 

(2) Die Delegier tenversammlung des Wahlkreises 
benennt ferner unmi t te lbar Bewerber für die Wahl-
kreisliste. Für die Wahl dieser Bewerber finden die 
Vorschriften des Art . 39 Abs. (1) entsprechend An-
wendung. 

(3) Die Wahlkreisliste darf insgesamt höchstens 
so viele Bewerber enthal ten, als im Wahlkreis A b -
geordnete zu wählen sind. 

A r t . 4 1 
Mängel und Ergänzungen der Wahlvorschläge 

(1) Mängel der Wahlkreisvorschläge müssen spä-
testens am 10. Tage vor dem Wahltage, 18 Uhr, 
behoben, sein; sonst ist der Wahlkreisvorschlag, so-
weit ein Mangel besteht, ungültig. 

(2) Bis zum gleichen Tage sind die durch den 
Wegfall einzelner Bewerber veranlaßtcn Ergänzun-
gen der Wahlkreisvorschläge zulässig. 

A r t . 4 2 

Entscheidung der Wahlkreisausschüsse 
Die Wahlkreisausschüssc entscheiden am 9. Tage 

vor dem Wahltage endgült ig über die Zulassung und 
Gültigkeit der Wahlvorschläge. 

A r t . 4 3 
Zurückweisung ungült iger Wahlvorschläge 

Wahlkreisvorschläge, die verspätet eingereicht 
sind oder den durch Gesetz oder die Landeswahl -
ordnung aufgestellten Anforderungen nicht genügen, 
«ind zurückzuweisen. Sind die Anforderungen nur 
hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfüllt oder 
Sind über die zulässige Zahl hinaus Bewerber vor-
geschlagen, so werden ihre Namen aus den Wahl -
kreisvorschlägen gestrichen. 

A r t . 4 4 

öffent l iche Bekanntgabe der Wahlkreisvorschläge 
(1) Die Wahlkreislei ter haben die von ihrem Wahl -

ausschuß als gültig ane rkann ten Wahlkreisvorschläge 
am 9. Tage vor dem Wahltage öffentlich bekanntzu-
geben. 

(2) Nach der Bekanntgabe ist die Zurücknahme 
der Wahlkreisvorschläge unzulässig. 

(3) Die Reihenfolge der Wahlkreisvorschläge wird 
einheitlich für das ganze Land vom Landeswah l -
leiter festgesetzt. Sie richtet sich nach den S t im-
menzahlen, welche die Par te ien bei de r letzten 
vorausgegangenen Land tagswahl erreicht haben. 
Neu hinzugekommene Par te ien schließen sich en t -
sprechend d'em Zei tpunkt ihrer Zulassung an. In 
dieser Reihenfolge und mit diesen N u m m e r n sind 
die einzelnen Par te ien auch auf dem St immzet te l 
aufzuführen. 

3. S t immabgabe 
A r t . 4 5 

(1) J ede r Wähler ha t zwei St immen, eine zur 
Wahl eines S t immkre i sbewerbers und eine zur 
Wahl eines Wahlkre i sbewerbers . 

(2) Beide S t immen können nu r einheitlich auf 
einen Wahlkreisvorschlag mit dem gleichen K e n n -
wor t abgegeben werden . 

(3) F ü r die Gül t igkei t des St immzettels ist d ie 
A b g a b e der S t i m m e für einen Stimmkreisbe>«verber 
erforderl ich. 

(4) H a t der S t immberecht ig te nu r den S t i m m -
kre i sbewerbe r e ines Wahlkreisvorschlages, n icht 
aber auch e inen Bewerber aus 'der Wahlkreis l is te 
gekennzeichnet , so gilt neben dem S t immkre i s -
b e w e r b e r die Wahlkre is l i s te als solche gewählt . 

4. Fes ts te l lung des Wahlergebnisses 
A r t . 4 6 

E r m i t t l u n g der gültigen S t immen 
in den St immbezirken 

Nach Schluß der Wahl stellt der Wahlvors tand 
fest, 

1. w ie viele gült ige S t immen für jeden S t i m m -
kre i sbewerbe r , 

2. wie viele gült ige St immen für jeden W a h l -
k re i sbewerber , 

3. wie viele gül t ige S t immen für die Wahlkreis-
l iste als solche 

abgegeben worden sind. 

A r t . 4 7 
Ungül t ige St immzettel 

(1) Ungült ig sind St immzet te l 
1. die als nichtamtl ich hergestel l t e rkennbar sind, 
2. d ie mit e inem besonderen Merkmal versehen 

sind, 
3. aus deren Bezeichnung der Wille des Wählers 

nicht unzweifelhaf t zu e rkennen ist, 
4. d ie an Ste l le eines der in dem St immzet te l 

en tha l t enen Bewerber s einen anderen N a m e n 
entha l ten , 

5. d ie einen Zusatz , eine Verwahrung , einen Vor-
behal t oder sonstige Änderungen enthal ten, 

6. denen i rgende in von außen deutlich fühlbarer 
Gegens tand beigefügt ist. 

(2) Mehrere von e inem Wähler zugleich abgegebene, 
nicht verschieden gekennzeichnete St immzettel ge l -
ten a ls eine S t i m m e . Wenn sie verschieden g ek en n -
zeichnet sind, s ind sie ungült ig . 

A r t . 4 8 
Ermi t t lung des Wahlergebnisses für den Wahlkre is 

(1) Der Wahlkre i sausschuß ermit te l t für efen 
Wahlkreis , 

1. wie viele gül t ige St immen für jeden S t i m m -
kre i sbewerber , 

2. wie viele gül t ige S t immen für jeden W a h l -
kre i sbewerber , 

3. wie viele gül t ige S t immen für die Wahlkre is -
liste als solche 

abgegeben w o r d e n sind. 
(2) Die Gesamts t immenzah len eines jeden W a h l -

kreis Vorschlages.werden nacheinander so lange durch 
1, 2, 3, 4 usw. getei l t , bis so viele Höchstzahlen e r -
mit te l t sind, a ls Sitze zu vergeben sind. J e d e m 
Wahlkreisvorschlag wird d'abei der Reihe nach so 
oft ein Sitz angerechnet , als er jeweils die höchste 
Teilungszahl aufweist . 

(3) Haben m e h r e r e Wahlkreisvorschläge gleichen 
Anspruch auf e inen Sitz und w ü r d e bei vol ler 
Befriedigung de r sämtl ichen Ansprüche die ve r füg-
ba re Zahl der Si tze überschri t ten, so wird der Sitz 
dem Wahlkre isvorschlag angerechnet , dessen in 
Betracht k o m m e n d e r Bewerber die größte S t i m m e n -
zahl aufweist. Bei St immengleichhei t entscheidet 
das Los. 

(4) Wahlvorschläge, auf die nicht mindes tens in 
einem Wahlkreis zehn vom Hunde r t der abgegebe-
nen St immen fallen, e rha l t en keinen Sitz zugetei l t 
(Art. 14 Abs. [4] der Verfassung). Die auf diese 
Wahlvorschläge en t fa l l enen S t immen scheiden bei 
der Ermi t t lung d e r Si tze nach Abs (2) aus . 
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A r t . 4 9 
Wahl der Ver t re te r der St immkreise 

oder S t immkre isverbände 
(1) Im St immkreis oder Stimmkreisverbanct ist 

der jenige Bewerber gewählt , der die meisten 
S t immen erhal ten hat . Bei Gleichheit zweier Be-
w e r b e r entscheidet das Los. 

(2) Kann der nach- Abs. (1) gewählte Bewerber 
gemäß Art. 14 Abs. (4) der Verfassung keinen Sitz 
zugeteil t erhalten, so scheiden die auf ihn entfallen-
den St immen aus., Als gewähl t gilt iri diesem Fal le 
de r S t immkre isbewerber mi t der nächst höheren 
St immenzahl . 

A r t . 5 0 
Wahl der Abgeordneten aus den Wahlkreisl is ten 
(1) Jeder Wahlkreisvorschlag erhäl t zur Vertei lung 

an die Bewerber aus der Wahlkreis l is te so viele 
Sitze zugeteilt, als der Unterschied zwischen den 
nach Art. 48 Abs. (2) ermit te l ten Sitzen und den 
nach Art . 49 gewähl ten S t immkre isbewerbern des 
betreffenden Wahlkreisvorschlages ergibt. 

(2) Sind an Wahlkreisvorschläge bei der Wahl 
der S t immkre isbewerber nach Art. 49 mehr Sitze 
gefallen, als ihnen nach Art. 48 Abs. (2) zustehen, 
so scheiden bei der Errechnung der Sitze aus den 
übr igen Wahlkreisvorschlägen in gleicher Zahl die 
n iedr igs ten Teilungszahlen aus, die nach Art. 48 
Abs. (2) ermit tel t worden waren . 

A r n 5 1 

Verteilung der Sitze an die Bewerber 
(1) Innerha lb der Wahlkreisl iste werden die nach 

Art . 48 Abs. (2) und Art . 50 festgestellten Sitze an 
die Bewerber nach der Zahl der auf sie entfallenen 
S t immen verteilt. Hierbei werden die Stimmen. 
die ein St immkreisbewerber in seinem Stimmkreis 
oder St immkreisverband und jene, die er auf der 
Wahlkreis l is te erhal ten hat, zusammengezählt 

(2) Haben in einem Wahlkreisvorschlag mehrere 
Bewerbe r die gleiche St immenzahl erhal ten und reicht 
die verfügbare Zahl der Sitze nicht für alle aus, 
d a n n entscheidet das Los. 

(3) Entfallen auf einen Wahlkreisvorschlag mehr 
Sitze als er wählbare Bewerber enthäl t , so bleiben 
diese Sitze unbesetzt. 

A r t . 5 2 

Ersa tzmänner 
Die nicht gewähl ten Bewerber eines Wahlkre is -

Vorschlags sind in der Reihenfolge ihrer S t immen-
zahlen Ersa tzmänner für ausscheidende Abgeord-
nete . Bei gleicher St imenzahl ist die Reihenfolge 
durch das Los festzustellen. 

A r t . 5 3 
Ungül t igkei t serklärung von St immen durch den 

Landeswahlausschuß 
(1) Der Landeswahlausschuß ist an die Fes t -

s te l lung der Wahlvors tände hinsichtlich der Gül -
t igkeit der St immen gebunden. 

(2) Ergibt sich bei der Feststel lung des Ergeb-
nisses, daß ein Bewerber in mehreren Wahlkre is -
.vorschlagen aufgestellt worden ist, so hat der Lan-
deswahlausschuß die sämtlichen für diesen Bewer-
ber abgegebenen St immen für ungült ig zu erklären. 
Das Wahlergebnis ist hiernach gegebenenfalls neu 
festzustellen. 

A r t . 5 4 
Verständigung der Gewähl ten 

Der Landeswahl le i ter hat die Gewähl ten sofort 
von ih re r Wahl zu verständigen. 

A r t . 5 5 
öffent l iche Bekanntgabe der Namen der Gewähl ten 

(1) Sobald die Namen aller Abgeordneten fest-
s tehen, hat der Landeswahl le i te r die Namen der 

Gewähl ten sowie die Namen der Ersa tzmänner- in 
ihrer Reihenfolge alsbald öffentlich b e k a n n t z u -
machen, 

(2) Die drei äl testen Abgeordneten ha t er von 
dieser ihrer Eigenschaft alsbald zu vers tändigen, 

5. Wahlprüfung 

A r t . 5 6 

Zuständigkei t 

Die Wahlprüfung obliegt dem Landtag. 

• A r t . 5 7 

Umfang der Wahlprüfung 

Bei der Wahlprüfung unter l iegen alle w ä h r e n d 
des Wahlverfahrens ergangenen Entscheidungen 
einer Nachprüfung, auch wenn sie nach diesem G e -
setz für die Durchführung der Wahl als endgül t ig 
e ik lä r t sind. 

A r t . 5 8 
Fr is t für Wahlbeans tandungen 

Wahlbeans tandungen durch Stimmb"*-"chtie;te 
sin,d beim Landtag binnen einem Monat n i sr ' e r 
Eröffnung bei Nachwahlen und Wiederho lungsw h -
len binnen einem Monat nach der öffentlichen 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses durch den L a n -
deswahllei ter anzubringen. 

A r t . 5 9 

Nachwahl wegen Ungült igkeit der Wahl in e inem 
Wahlkreis 

Wird das Wahlergebnis in einem Wahlkreis für 
ungült ig erklär t , ' so ist eine Nachwahl in diesem 
Wahlkreis anzuordnen. Auf Grund dieser Nachwahl 
ist das Wahlergebnis durch den Landeswah laus -
schuß neu festzustellen. 

A r t . 6 0 
Wiederholungswahl wegen Ungültigkeit 

der Wahl in St immbezirken 
(1) Wird das Wahlergebnis nur in e inzelnen 

St immbezirken für ungült ig erk lär t und festgestellt , 
daß es auf das Gesamtergebnis von Einfluß sein 
kann, so hat eine Wiederholungswahl in diesen 
St immbezirken auf Grund der alten Kre i swah ivor -
schläge stat tzufinden. 

(2) Das gleiche gilt, wenn in einzelnen S t i m m -
bezirken die Verhinderung der ordnungsmäßigen 
Wahlhandlung festgestellt ist und das G e s a m t w a h l -
ergebnis durch das Ergebnis dieser S t immbezi rke 
heeinflußt werden kann . In diesem Fall kann schon 
vor der Entscheidung im Wahlprüfungsver fahren 
das S taa t smi r i s t e r ium des Innern auf A n t r a g des 
Kreiswahlausschusses mit Zust imung des L a n d e s -
wahlauschusses die Wiederholungswahl ano rdnen . 
Die Anordnung-des Staatsminis ter iums des I n n e r n 
unterl iegt der Nachprüfung im Wahlprüfungsver -
fahren. 

(3) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das 
Ergebnis für den ganzen Wahlkreis wie bei der 
Haup twah l neu ermit tel t . 

6. Einberufung von Ersa tzmännern und 
Nachwahlen 

A r t 61 
Voraussetzung für die Einberufung von Ersa tz -

männe rn 
Ein Ersa tzmann ist einzuberufen 

1. beim Ausscheiden eines Abgeordneten aus dem 
Land tag durch Tod oder durch Verlust der Mit -
gliedschaft (Art. 62); 

2. beim Ruhen der Mitgliedschaft eines Abgeord-
neten (Art. 64). 

A r t . 62 
Verlust der Mitgliedschaft beim Landtag 

(1) Ein Abgeordneter verl ier t seinen Sitz, 
1. durch nicht mehr anfechtbare Ungül t igkei ts-

e rk lä rung der Wahl oder sonstiges Ausseheiden 
beim Wahlprüfungsyerfanren, 
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2. durch nachträgliche Änderung des Wahlergeb-
nisses, 

3. durch Verlust der Wählbarkei t , 
4. durch rechtskräftige strafgerichtliche Aberken-

nung der Rechte aus öffentlichen Wahlen. 
5. durch Verzicht, 
b. durch Wegfall der Gründe für die Berufung als 

Ersa tzmann. 

(2) Der Verzicht ist dem Landtagspräs identen 
schriftlich anzuzeigen und kann nicht widerrufen 
werden. 

(3) Über den Verlust der Mitgliedschaft beschließt 
der Landtag, im Streit falle der Verfassungsgerichts-
hof (§ 42 des Gesetzes über den Verfassungsgerichts-
hof vom 22. Jul i 1947 — GVB1. S. 147. 

A r t . 63 
Nachwahl in einem St immkreis 

(1) Scheidet ein Abgeordneter aus, der als Ver-
t re ter des St immkreises oder S t immkre isverbandes 
gewählt worden ist (Art. 49), so findet in dem be -
treffenden St immkreis oder S t immkre isverband 
innerhalb sechs Wochen eine Nachwahl statt. Art. 39 
und 49 finden entsprechende Anwendung. Wahlkre is -
vorschläge, auf die bei der Haup twah l nach Art . 14 
Abs. (4), der Verfassung ein Sitz nicht zugeteilt w e r -
den konnte, können sich an der Nachwahl nicht be -
teiligen. 

(2) Das Ergebnis der Nachwahl nach Abs. (1) ist 
im übrigen auf die Zusammensetzung des Landtags 
ohne Einfluß. 

A r t . 64 

Ruhen der Mitgliedschaft eines Abgeordneten 
(1) Die Mitgliedschaft eines Abgeordneten ruht , 

1. wenn gegen ihn Anklage gemäß Art. 61 der Ver-
fassung zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
erhoben wird, 

2. wenn die Wahl eines Abgeordneten im Wahlprü-
fungsverfahren vor dem Landtag für ungült ig e r -
k lär t wird, solange der Beschluß des Landtags 
anfechtbar ist oder über ihn durch den Verfas-
sungsgerichtshof noch nicht entschieden worden 
ist, 

3. wenn das Ruhen durch den Verfassungsgerichts-
hof in e inem dort anhängigen Wahlprüfungsver-
fahren besonders angeordnet wird. 

(2) Abgesehen von der Anordnung des Ruhens 
nach Abs. (1) Ziff. 3 findet Art. 62 Abs. (3) en t -
sprechende Anwendung. 

A r t . 65 
Feststel lung der Ersa tzmänner 

(1) Die Fests tel lung und Einberufung eines Ersa tz-
mannes obliegt dem Landeswahllei ter . 

(2) An die Stelle des Abgeordneten, der a u s -
scheidet oder dessen Mitgliedschaft ruht , t r i t t vor -
behaltlich Art. 63 ohne Ersatzwahl der Bewerber , 
der in dem gleichen Wahlkreisvorschlag an ers ter 
Stelle un te r den Ersa tzmännern berufen ist. Wenn 
auf dem gleichen Wahlkreisvprschlag kein Bewer-
ber mehr vorhanden ist, so bleibt der Sitz unbesetzt . 

(3) Muß von der festgestellten Reihenfolge der 
Ersa tzmänner abgewichen werden, so entscheidet 
h ierüber — vom Falle des Todes eines Ersa tz -
mannes abgesehen — der Landeswahlausschuß. 

I I I . B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n ü b e r 
V o l k s b e g e h r e n u n d V o l k s e n t s c h e i d 

A. Das unmit te lbare Gesetzgebiingsrecht des Volkes 

A r t. 66 
Voiksgesetzgebung 

(1) Das Volk übt das unmi t te lbare Recht der 
Gesetzgebung aus durch die Vorlage von Gesetzent-
würfen in Volksbegehren und durch die Abs t immung 
über Gesetze in Volksentscheiden. 

(2) Über den Staatshaushal t findet kein Volks-
entscheid statt (Art. 73 der Verfassung). Ebenso sind 
Volksbegehren und Volksentscheid auf Verfassungs-
änderungen, die dem demokratischen Grundgedan-
ken der Verfassung widersprechen, unzulässig. 

1. Volksbegehren 

A r t . 67 
Zulassun gsantrag 

(1) Der Antrag auf Zulassung,eines Volksbegehrens 
ist schriftlich an das Staatsminis ter ium des Innern 
zu richten. Ihm muß der ausgearbeitete, mit Grün-
den versehene Gesetzentwurf, der den Gegenstand 
des .Volksbegehrens bilden soll, beigegeben sein. 
Der Antrag bedarf der Unterschrift von 25 000 
Stimmberechtigten. Das Stimmrecht der Unter -
zeichner des Antrages ist durch eine Bestätigung der 
zuständigen Gemeindebehörde ""nachzuweisen. 

(2) Mitgiedcr von Wählergruppen, die auf Grund 
Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofes von der Tei lnahme an Wahlen und Abst im-
mungen ausgeschlossen sind, weil ihre Mitglieder 
oder Förderer darauf ausgehen, die s taa tsbürger-
lichen Freiheiten zu unterdrücken oder gegen Volk, 
Staat und Verfassung Gewalt anzuwenden, können 
einen Zulassungsantrag nicht einreichen. 

A n . 68 
Entscheidung über den Zulassungsantrag 

(1) Erachtet das Staatsminis ter ium des Innern die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des 
Volksbegehrens nicht für gegeben, so hat es die 
Entscheidung des Verfassungsgerichlshofs darüber 
herbeizuführen (Art. 67 der Verfassung). Dies gilt 
insbesondere dann, wenn angenommen wird, daß 
der Antrag eine unzulässige Verfassungsänderung 
(Art. 75 Abs. |11 Satz 2 der Verfassung) oder eine 
verfassungswidrige Einschränkung eines Grund-
rechts (Art. 98 der Verfassung) enthält . 

(2) Auf das Verfahren vor dem Verfassungs-
gerichtshof finden die besonderen Verfahrensvor-
schriften über Verfassungsstreit igkeiten sinngemäß 
Anwendung. Die Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofes muß innerhalb eines Monats getroffen 
werden. Sie ist im Staatsanzeiger und im Gesetz-
und Verordnungsblat t bekanntzumachen. 

A r t . 69 
Öffentliche Bekanntgabe des Volksbegehrens und 

der Eint rag ungsfrist 
(1) Wird dem Zulassungsantrag stattgegeben, so 

macht das Staatsminis ter ium des Innern das Volks-
begehren in der gesetzlich vorgeschriebenen Form 
bekannt und setzt Beginn und Ende der Frist fest, 
während deren die Eint ragungen für das Volks-
begehren vorgenommen werden können. (Ein-
tragungsfrist.) . 

(2) Die öffentliche Bekanntgabe hat spätestens 
drei Wochen nach dem Eingang des Zulassungs-
ant rages beim Staatsminis ter ium des Innern , im 
Fel le des Art. 68 drei Wochen nach der Verkün-
dung der dem Zulassungsant rag s ta t tgebenden Ent -
scheidung des Bayerischen VerfassungSgerichtshofs 
zu erfolgen. 

(3) Die Eintragungsfr is t beträgt vier Wochen Sie 
beginnt frühestens 14 Tage nach der Veröffent-
lichung im Staatsanzeiger. 

A r t . 7 0 
Änderung und Zurücknahme des Zulassungsantrages 

(1) Nach der öffentlichen Bekann tgabe kann der 
Zulassungsant rag nicht mehr geänder t , aber bis 
zum Ablauf der Eintragungsfr is t jederzeit zurück-
genommen werden . Die Zurücknahmeerk lä rung ist 
gültig, wenn sie von mehr als der Hälfte der 
Unterzeichner des Ant rages abgegeben ist. 
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(2) Das Volkbegehren ist durch das S taa t smin i -
s te r ium des Inne rn einzustellen, w e n n von den 
Antrags te l lern die ihnen obliegenden Maßnahmen 
nicht innerhalb e iner angemessenen Fris t getroffen 
werden. 

A r t . 7 1 
Auslegung der Eintragungsl is ten 

(1) Die Unterzeichner des Zulassungsantrages 
haben den Gemeinctebehörden die vorschrifts-
mäßigen Eintragungsl is ten zu übergeben. Diese 
müssen den vollen Inhal t des Volksbegehrens en t -
hal ten. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, die E in t r a -
gungslisten für die Dauer der Eintragungsfr is t zum 
eigenhändigen schriftlichen Ein t rag der U n t e r -
zeichnungserklärung berei tzuhal ten. Die Auflage-
s tunden sind so zu best immen, daß jeder S t imm-
berechtigte Gelegenheit findet, sich an d'em Volks-
begehren zu beteiligen. 

A r t . 7 2 
Eintragl ingsberechtigung 

(1) Eintragungsberecht igt sind alle in der Ge-
meinde St immberecht igten. 

(2) Fü r das St immrecht sind die Einträge in dem 
zuletzt benutz ten Wählerverzeichnis maßgebend. 
Wer dar in nicht e ingetragen ist, hat sein S t imm-
recht vor Unterschrift in der Eintragungsl is te durch 
Vorlage eines Eintragungsscheines nachzuweisen. 

(3) Fü r die Ausstel lung von Eintragungsscheinen 
gel ten die Bes t immungen über die Ausstel lung von 
Wahlscheinen (Art. 12) entsprechend. Ein E in t r a -
gungsschein ist insbesondere auszustellen, wenn der 
Eintragungsberecht igte nachweist , daß er erst nach 
Abschluß des zuletzt benütz ten Wählerverzeichnis-
ses s t immberecht igt geworden ist. 

(4) Vor der Unterschrif t haben die Gemeinde-
behörden die Eintragungsberecht igung zu prüfen. 
Gegen die Ablehnung der Zulassung zur Un te r -
schrift ist Beschwerde an die Aufsichtsbehörde zu-
lässig. Diese hat h ie rüber binnen einer Woche end-
gültig zu entscheiden. 

(5) Fü r die Fäl le der Abs. (3) und (4) gilt Art . 9 
Abs. (4) entsprechend. 

A r t . 7 3 
Inha l t der Ein t ragung 

(1) Die Ein t ragung muß enthal ten 
1. Vor- und Zunamen, 
2. Geburtszei t und -ort , 
3. Bezeichnung der Wohnung. 

(2) Des Schreibens unkundige Personen t ragen 
sich mit tels Handzeichen ein, die zu beglaubigen 
sind. Die Unterschrif t von Personen, die zur Fer -
t igung von Handzeichen nicht in der Lage sind, 
wird durch eine diesbezügliche Feststel lung in der 
Eint ragungsl is te ersetzt. 

A r t . 7 4 
Ungült ige Unterschrif ten 

(1) Ungült ig sind Eint ragungen, die 
1. unleserlich sind, 
2. die Person des Unterzeichnenden nicht deutlich 

e rkennen lassen, 

8. von nicht s t immberecht igten Personen her rühren , 
4. auf nicht vorschriftsmäßigen Listen stehen, 
5 nicht rechtzeitig abgegeben sind. 

(2) Ungül t ig sind auch Handzeichen, die nicht 
beglaubigt sind. 

(3) Die Entscheidung über die Gült igkei t trifft 
die Gemeindebehörde als Eint ragungsbehörde . 
Gegen deren Entscheidung ist innerhalb einer 
Woche die Beschwerde an den Lancteswahlausschuß 
tulässig. 

A r t . 7 5 
Abschluß der Ein t ragungsl i s ten 

(1) Nach dem Ablauf der Eint ragungsfr i s t schl ie-
ßen die Gemeinden die Ein t ragungs l i s ten mi t d e r 
Bestät igung ab, daß die Unterzeichner e i n t r a g u n g s -
berechtigt wa ren (Art. 72). 

(2) Die Eint ragungsl is ten sind a l sdann über d ie 
Bezi rksverwal tungsbehörden dem Landeswah l l e i t e r 
zu übersenden. 

A r t . 7 6 
Fests tel lung des Ergebnisses des 

Volksbegehrens 
(1) Der Landeswahlausschuß stellt das Ergebnis 

des Volksbegehrens fest und gibt es öffentlich b e -
kannt . 

(2) Zur Rechtsgültigkeit des Volksbegehrens ist 
erforderlich, daß das Verlangen nach Schaffung 
eines Gesetzes von mindestens e inem Zehnte l der 
St immberecht igten nach dem Stand der letzten Wah l 
oder Abst immung gestellt worden ist. 

A r t . 7 7 
Vorlage des Volksbegehrens an den L a n d t a g 

Der Landeswahl le i ter übersendet die V e r h a n d l u n -
gen über das Volksbegehren samt den Unte r l agen 
dem Statsminis ter ium des Innern . Der Min i s t e rp rä -
sident hat sodann das Volksbegehren inne rha lb 
vier Wochen namens der Staatsregierung u n t e r Dar -
legung ihrer S te l lungnahme dem Land tag zu u n t e r -
breiten. 

A r t . 7 8 
Behandlung des Volksbegehrens im L a n d t a g 

(1) Rechtsgültige Volksbegehren sind von der 
Volksver t re tung binnen drei Monaten nach U n t e r -
brei tung zu behandeln und — vorbehalt l ich Abs. (2) 
— binnen wei terer drei Monate dem Volke zur E n t -
scheidung vorzulegen. Bei Ablauf d ieser Fr i s ten 
während einer Ver tagung des Land tags ha t der 
Präs ident den Landtag zu einer außerordent l ichen 
Tagung einzuberufen. Außerdem ha t die S t a a t s r e -
gierung bei Volksbegehren die gutachtl iche S te l -
lungnahme des Senats einzuholen. 

(2) Nimmt der Land tag den begehr ten Gesetzent-
wurf unve ränder t an, so entfällt ein Volksentscheid 
vorbehaltl ich der Best immung des Art . 75 Abs. (2) 
der Verfassung. 

(3) Lehnt der Landtag den im Volksbegehren 
unterbre i te ten Gesetzesantrag ab, so k a n n er dem 
Volke einen eigenen Gesetzentwurf zur Entschei-
dung mit vorlegen. 

(4) Wird durch den Land tag die Rechtsgült igkei t 
des Volksbegehrens bestr i t ten, so ist der h ie rüber 
ergangene Beschluß durch das S taa t smin i s te r ium 
des Inne rn öffentlich bekanntzumachen. Auf A n -
t rag von Unterzeichnern des Volksbegehrens en t -
scheidet h ierüber der Bayerische Verfassungsge-
richtshof (Art. 67 der Verfassung). Art . 68 dieses 
Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

A r t . 7 9 
Kosten 

Die Kosten der Herste l lung der Eint ragungsl is ten 
und deren Versendung an die Gemeindebehörden 
fallen den Antragste l lern , die Kosten der Feststef-
lung des Ergebnisses des Volksbegehrens der S t aa t s -
kasse, die übrigen Kosten den Gemeinden zur Last . 

2. Volksentscheid 
A r t . 8 0 

Bekanntgabe des Tages und des Gegens tandes des 
Volksentscheides 

(1) Die S taa ts reg ierung setzt den Tag der A b -
s t immung fest. Sie gibt ihn mit dem Gegenstand 
des Volksentscheides in der gesetzlich vorgeschr iebe-
nen Form öffentlich bekannt . 
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(2) Jeder dem Volk zur Entscheidung vorgelegte 
Gesetzentwurf ist mit einem Bericht der S taa t s -
regierung zu versehen, der bündig und sachlich so-
wohl die Begründung der Antragstel ler wie die 
Auffassung der Staatsregierung, des Landtags und 
des Senats über den Gegenstand darlegen soll. 

'3) Die dem Volksentscheid vorzulegende Frage 
ist so zu stellen, daß sie mit „ Ja" oder „Nein" b e -
an twor te t werden kann . 

(4) Ist über mehre re Gesetzentwürfe gleichzeitig 
abzust immen, so sind sie unterschiedlich zu kenn-
zeichnen. 

A r t . 8 1 

Stimmzettel 
Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt . Die 

Kosten trägt der Staat . 

/ A r t 82 

S t immabgabe 

(1) Die Abs t immung ist unmi t te lbar und geheim. 
Die St imme darf nur auf „Ja" oder auf „Nein" 
Jsuten. Zusätze sind unzulässig. 

(2) Die St immabgabe erfolgt i e ra r t , daß der A b -
s t immende durch ein auf den Stimmzettel gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise deutlich kenntlich 
macht, ob T die gestellte Frage mit „Ja" oder 
„Nein" beantwor ten will. 

A r t . 8 3 
Ungültige Stimmzettel 

(1) Ungültig sind Stimmzettel , 
1. die als nicht amtlich hergestellt e rkennbar sind, 

2. die mit einem besonderen Merkmal versehen sind, 
3. die weder „Ja" noch „Nein" oder beides zugleich 

auf die gleiche Frage enthal ten, 

4 die b e i mehrerer, den gleichen Gegenstand be-
treffenden Gesetzentwürfen mehrmals „Ja" en t -
hal ten. 

5. die einen Zusatz, eine Verwahrung oder einen 
Vorbehalt enthal ten, 

6. denen ein von außen deutlich fühlbarer Gegen-
stand beigefügt ist. 

(2) Werden von einem St immberecht ig ten mehre re 
gekennzeichnete St immzettel über dieselbe Frage 
abgegeben, so sind sie ungültig. 

A r t . 8 4 
Ermi t t lung des Abst immungsergebnisses 

durch den Wahlvors tand 
Der Wahlvorstand ermit te l t das Abs t immungs -

ergebnis. 
A r t . 8 5 

Feststel lung des Abst immungsergebnisses 
durch den Landeswahlausschuß 

Der Landeswahlausschuß stellt das zahlenmäßige 
Ergebnis des Volksentscheides fest. 

A r t 8 6 
Ergebnis des Volksentscheides 

(1) Z u r A n n a h m e eines Gesetzes im Wege des 
Volksentscheides ist erforderlich: 

1. bei einfachen Gesetzen die Beteil igung von m e h r 
als zwei Fünfteln der S t immberecht ig ten und die 
Zus t immung der Mehrhei t der abgegebenen gü l -
tigen St immen, 

2. bei ver fassungsändernden Gesetzen die Betei l i -
gung von mehr als der Hälfte der S t immberech-
tigten und die Zus t immung der Mehrhei t der 
abgegebenen gültigen St immen, die jedoch m e h r 
als zwei Fünftel der S t immberecht ig ten betragen 
muß. 

(2) Bei Gleichheit der S t immen für die Bejahung 
und für die Verneinung einer Frage gilt die Frage 

als verneint . Bei Gleichheit de r S t immen fiir d ie 
Bejahung zweier Fragen entscheidet das Los, das 
der Präs iden t des Landtags z i e h t 

A r t . 8 7 

Prüfung des Volksentscheides durch den Landtag 

(1) Der Landtag prüft die Durchführung des Volks-
entscheides. 

(2) Wird das Ergebnis in e inem oder meh re r en 
St immbezirken für ungül t ig e rk lä r t , so ist Art . 61) 
entsprechend anzuwenden. 

A r t . 8 8 

Ausfert igung und Verkündung de r Gesetze 

Wird ein durch Volksbegehren ver langtes Gesetz 
durch Volksentscheid angenommen, so ist es als 
Gesetz auszufertigen und bekanntzumachen. 

B. Die Abberufung des Landtags du rch das Volk 
A r t . 8 9 

Auf Ant rag von einer Million S t immberech t ig te r 
ist ein Volksentscheid über die Abberufung d e s 
Landtags herbeizuführen. 

A r t . 9 0 
Volksbegehren 

F ü r die Durchführung des Volksbegehrens finden 
Art. 67—75, 76 Abs. (1), 77, 78 Abs.. <1J und <4>) umd 
79 entsprechende Anwendung. 

A r t . 9 1 
Volksentscheid 

Für die Durchführung des Volksentscheides finden 
Art. 80—85 und 87 entsprechende Anwendung . 

A r t . 9 2 
Ergebnis des Volksentscheides 

(1) Zur Abberufung des Landtags durch Volks-
entscheid ist erforderlich die Beteil igung vom mehr 
als der Hälfte der St immberecht ig ten und die Z u -
s t immung der Mehrhei t de r abgegebenen gültigen 
St immen, die jedoch mehr a ls zwei Fünftel der 
S t immberecht ig ten betragen muß. 

(2) Art . 86 Abs. (2) findet en tsprechende A n w e n -
dung. 

A r t . 9 3 

Vollzug der Abberufung 
Die Abberufung des Landtags ist durch seinen 

Präs identen umgehend zu vollztehen. 

C. Volksentscheid über Beschlüsse des Landtags 
auf Änderung der Verfassung 

A r t . 9 4 
(1) Vom Land tag beschlossene Verfassungsände-

rungen sind dem Volke zur Entscheidung vorzulegen. 

(2) F ü r die Durchführung des Volksentscheids fin-
den Art. 80—88 mit A u s n a h m e des A r t »6 Abs. {Q 
entsprechende A n w e n d u n g Die Mehrhei t de r a b -
gegebenen gültigen St immen en t sche ide t 

IV. Schlußbes t immungen 
A r t . 9 5 

Die Gemeinden haben d ie zum Vollzug des G e -
setzes und der Voilzugsbest immungen erforder l ichen 
Bestä t igungen kostenfrei auszustel len. 

A r t . 9 6 
Das Staa tsminis ter ium des Inne rn er läßt die zum 

Vollzug dieses Gesetzes erforderl ichen Vorschriften. 

A r t 9 7 
Das Gesetz t r i t t am 15. Februa r 1949 in Kraft. 

München, den 29. März 1949. 
Der Bayerische Minis tcrpräsidente 

Dr. Hans E h a i ' d , 
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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanischem Ke-sttrollgebiet 

Gesetz Nr. 14 
Aufhebung deutscher Gesetze 

über Unterbringung in e inem Arbeitshaus 

Artikel 1 
Das Reichsstrafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 (RGBl. 

S. 40) wird wie folgt geändert: 
a) § 42a Nr. 3 wird gestrichen; 
b) § 42d wird gestrichen; 
c) In den §§ 42f, 42h und 42i entfällt der Hinweis 

auf Unterbringung in einem Arbeitshaus oder 
einem Asyl. 

Artikel 2 
§ 20 der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 

13. Februar 1924 (RGBl. I S. 100) wird mit allen zu 
seiner Ausführung und Erläuterung in Gesetzen, 
Verordnungen und Erlassen ergangenen Bestimmun-
gen aufgehoben. 

Artikel 3 
Die Befugnis der zuständigen deutschen gesetz-

gebenden Körperschaften zur Annahme von Ge-
setzen, welche die aufgehobenen gesetzlichen Be-
stimmungen ersetzen, bleibt unberührt. 

Artikel 4 
Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bayern, Hes-

sen, Württemberg-Baden und Bremen am 1. April 
1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG 

Gesetz 
über die Erstattung der Kosten des Schwer­

beschädigtenurlaubs 
Vom 1. April 1949 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgen-
des Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemaoht wird: / 

Art. 1 
Arbeitgebern, die regelmäßig mehr Schwerbeschä-

digte beschäftigen, als ihnen durch § 3 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 15. Septem-
ber 1947 — GVB1. S. 176 — auferlegt ist, ersetzt der 
bayerische Staat auf Antrag diejenigen Lohn- und 
Gehaltsaufwendungen für den zusätzlichen Urlaub 
nach Art. 5 des Gesetzes zur Regelung des Jahres-
urlaubs der Arbeitnehmer gemäß Art. 174 der Baye-
rischen Verfassung vom 27. AugusJ; 1948 —_GVB1. 
S. 159 —, welche durch die Mehrbeschäftigung von 
Schwerbeschädigten entstehen. 

Art. 2 
Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 

Soziale Fürsorge erläßt im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Be-
stimmungen. 

Art. 3 
Dieses Gesetz tritt am 1. April 1948 in Kraft, es 

tritt am 31. Dezember 1949 außer Kraft. 

München, den 1. April 1949. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d 

Verordnung 
über die Änderung der Zuständigkeiten für 
die Zulassung von Unternehmern der Ernäh­

rungswirtschaft 
Vom 8. März 1949. 

Auf Grund des Art. 9 des Gesetzes Nr. 42 über die 
Errichtung gewerblicher Unternehmen vom 23. Sep-
tember 1946 (GVB1. S. 299) wird folgendes verordnet: 

Die Anordnung des Bayer. Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über die 
Zulassung und Genehmigung von Unternehmen der 
Ernährungswirtschaft vom 14. Januar 1947 (Bayer. 
Staatsanz. Nr. 4) und § 2 Ziff. 1 der Verordnung 
Nr. 123 v. 7. Juni 1947 (GVB1. S. 134) zur Durch-
führung des Gesetzes Nr. 42 über die Errichtung 
gewerblicher Unternehmen vom 23. September 1946 
werden aufgehoben. 

§ 2 
Die bisherigen Zuständigkeiten der Behörden der 

Ernährungsverwaltung auf dem Gebiete der Ge-
werbezulassung gehen — soweit solche nach Ein-
führung der Gewerbefreiheit noch bestehen — auf 
die unteren Verwaltungsbehörden, die Regierungen 
und das Staatsministerium für Wirtschaft über. 

München, den 8. März 1949. 

Der Bayer. Staatsminister für Wirtschaft 
Dr. S e i d e l 
Staatsminister. 

Der Bayer. Staatsminister für Ernätfrung. 
Landwirtschaft und Forsten 

A. S u h l e r 
Staatssekretär. 

Verordnung 
über den vorläufigen Vollzug des Haushalts 

1949 
Vom 31. März 1949. 

Auf Grund des Art. 78 Abs. 4 der Verfassung des 
Freistaates Bayern wird bestimmt: 

1. Der Haushaltsführung des Bayer. Staates im 
Rechnungsjahr 1949 ist bis zum Zustandekommen 
des endgültigen Haushaltsplans für dieses Rech-
nungsjahr ein vorläufiger Haushaltsplan zugrunde 
zu legen. In diesen werden aufgenommen aus dem 
ordentlichen Teil des Haushaltsplans für das Rech-
nungsjahr 1948 

a) die Haushaltsausgaben, die zur Erfüllung gesetz-
licher Verpflichtungen notwendig sind oder auf 
gerichtlich klagbaren Verbindlichkeiten des Bayer. 
Staates beruhen, n a c h B e d a r f und 

b) die Haushaltsausgaben, die ihrem Zweck nach 
dauernd notwendig und als solche anerkannt 
sind, b i s z u r H ö h e d e r f ü r 1948 v o r g e -
s e h e n e n B e t r ä g e — soweit es sich um säch-
liche Ausgaben handelt, unter Abzug von 30 
v. H. —. Die Ausgaben -dürfen jedoch in keinem 
Fall die Beträge übersteigen, die nach dem Ent-
wurf des Haushaltsplans für 1949 auf die ent-
sprechende Zeit entfallen. 

2. Über einmalige und außerordentliche Ausgabe-
mittel — bei letzteren, soweit es sich nicht um Aus-
gaben z u r F o r t f ü h r u n g v o n B a u m a ß n a h -
m e n auf dem Gebiete des Hochbaues handelt, d i e 
b e r e i t s i m R e c h n u n g s j a h r 1948 b e g o n -
n e n w o r d e n s i n d — darf nur mit Genehmigung 
des zuständigen Staatsministeriums nach Einholung 
der Zustimmung des Staatsministeriums der Fi-
nanzen verfügt werden. 
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3. Bei der Leistung der nach Ziff. 1 und 2 zu-
gelassenen Haushaltsausgaben sind die bewirtschaf-
tenden Behörden an die Betriebsmittel gebunden, 
die ihnen in dem Verfahren nach §§ 47—52 RWB 
zugewiesen werden. Beim Verbrauch dieser Be-
triebsmittel haben sich die bewirtschaftenden Be-
hörden darnach zu richten, daß die Beträge für den 
g a n z e n B e t r i e b s m i t t e l z e i t r a u m zur 
Leistung der unabweisbar notwendigen Haushalts-
ausgaben zur Fertführung^ler Verwaltung und zur 
Erfüllung der besonderen Zwecke der Behörden 
ausreichen und Nachforderungen unter allen Um-
ständen vermieden werden. Die Begründung von 
Schuldverpflichtungen des Staates zu Lasten künf-
tiger Betriebsmittelzuweisungen ist auf Fälle zu 
beschränken, in denen dies nach Lage der Verhält-
nisse nicht vermieden werden kann. Unvorherseh-
bare Umstände im Sinne des § 51 Abs. 1 RWB kön-
nen keinesfalls anerkannt werden, wenn durch Lei-
stung nicht dringlicher Haushaltsausgaben die Be-
triebsmittel für unabweisbar notwendige Haushalts-
ausgaben vorzeitig erschöpft werden. Von der In-
anspruchnahme der Haftung schuldhafter Beamter 
oder Angestellter bei festgestellten Verstößen gegen 
die vorstehenden Anordnungen wird künftig nicht 
mehr Abstand genommen. 

4. Die Staatsministerien erlassen im Rahmen ihre.' 
Zuständigkeit die erforderlichen Anweisungen im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen. 

München, den 31. März 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d 

Verordnung 
über den Vorbereitungsdienst für den höheren 

landwirtschaftlichen Staatsdienst 
Vom 1. April 1949 

Mit Zustimmung des Landespersonalamts wird 
über den Vorbereitungsdienst für den höheren land-
wirtschaftlichen Staatsdienst bestimml: 

I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

Die Berechtigung zu einem Amt des höheren land-
wirtschaftlichen Staatsdienstes einschließlich des 
landwirtschaftlichen Lehramtes wird durch die Ab-
legung einer Staatsprüfung erlangt; sie kann ohne 
Rücksicht auf das Geschlecht erworben werden. 

Als höherer landwirtschaftlicher Staatsdienst im 
Sinne dieser Bestimmungen gilt die Tätigkeit: 
l .als höherer landwirtschaftlicher Verwaltungs-

beamter im öffentlichen Dienst; 
2. als Beamter an einer landwirtschaftlichen Landes-

anstalt; 
3. als landwirtschaftlicher Fachberater für allgemeine 

oder besondere Gebiete der Landwirtschaft; 
4. als Lehrkraft der Landwirtschaft an einer land-

wirtschaftlichen Schule. 
Vor der Zulassung zur Staatsprüfung ist ein zwei-

jähriger Vorbereitungsdienst einschließlich der Aus-
bildung am Staatsinstitut für landwirtschaftlichen 
Unterricht nach den hiefür geltenden Bestimmun-
gen zu leisten, er muß mit Erfolg abgelegt sein. 

II. Vorbereitungsdienst 
§ 2 

Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst setzt vor-
aus; 
l.die deutsche Staatsangehörigkeit; 
2. sittliche Un.bescholtenheit; 
3. die Hochschulreife einer deutschen höheren Lehr-

anstalt; 
4. eine zweijährige praktische landwirtschaftliche 

Ausbildung in anerkannten Lehrbetrieben; sie 

muß vor Beginn des Hochschulstudiums abge-
leistet und mit mindestens befriedigender Land-
wirtschaftsprüfung abgeschlossen sein; 

5. ein Studium der Landwirtschaft von 6 Semestern 
an einer deutschen landwirtschaftlichen Hoch-
schule; davon müssen mindestens zwei Semester 
an der bayerischen landwirtschaftlichen Hoch-
schule zugebracht sein; 

6. die Ablegung der landwirtschaftlichen Diplom-
prüfung; sie muß mit mindestens befriedigendem 
Erfolg abgelegt sein; 

7. ein Lebensalter unter 32 Jahren; Ausnahmen be-
dürfen besonderer Bewilligung des Staatsministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; 

8. den Besitz der zur Ausübung eines Amtes des 
höheren landwirtschaftlichen Staatsdienstes und 
der landwirtschaftlichen Lehrtätigkeit erforder-
lichen geistigen und körperlichen Leistungsfähig-
keit. 

§ 3 
. Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre; er iat 
ohne Unterbrechung abzuleisten. 

Mit der Zulassung zum Vorbereitungsdienst wird 
der Beamte unter Berufung in das Beamtenverhält-
nis auf Widerruf zum Landwirtschaftsreferendar 
ernannt; er scheidet mit dem Tage der Beendigung 
des Vorbereitungsdienstes aus dem Beamtenverhält-
nis wieder aus. 

Die zum Vorbereitungsdienst zugelassenen Staats-
dierstanwärter führen bis zum Abschluß des Vor-
bereitungsdienstes durch die Staatsprüfung die Be-
zeichnung „Landwirtschaftsreferendar (Landwirt-
schaf tsreferendarin)". 

Der Vorbereitungsdienst beginnt mit dem Tag der 
tidlichen Verpflichtung nach den für Beamte gelten-
den Bestimmungen. Die Verpflichtung gilt für den 
ganzen Vorbereitungsdienst. 

Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes erhalten 
die Landwirtschaftsreferendare Unterhaltszuschüsse 
nach den geltenden finanzgesetzlichen Bestimmun-
gen. 

8 4 
Alle mit der Ausbildung der Landwirtschafts-

referendare befaßten Beamten haben dafür zu sor-
gen, daß der Vorbereitungsdienst den Landwirt-
schaftsreferendaren Gelegenheit gibt, sich in Ge-
schäftszweigen des höheren landwirtschaftlichen 
Dienstes wissenschaftlich und praktisch genügend 
auszubilden und den gesamten Dienstbereich in sach-
licher und formeller Hinsicht kennenzulernen. 

§ 5 
Die Beaufsichtigung und Leitung des Vorberei-

tungsdienstes obliegt zunächst den Vorständen der 
Ausbildungsstellen. 

Die den Ausbildungsstellen vorgesetzten Behörden 
haben sich davon zu überzeugen, daß die Verwen-
dung und Ausbildung der Landwirtschaftsreferen-
dare zweckentsprechend erfolgt. 

Die Handhabung der Aufsicht über Landwirt-
schaftsreferendare, die ausnahmsweise nicht bei 
amtlichen Stellen beschäftigt werden, regelt das 
Staatsministerium für Ernährung, Lindwirtschaft 
und Forsten im Einzelfalle. 

§ 6 
Erholungsurlaub darf den Landwirtschaftsreferen-

daren in jedem Jahr des Vorbereitungsdienstes in 
der Gesamtdauer von 17 Tagen bewilligt werden. 

Außer dem Erholungsurlaub kann den Landwirt-
schaftsreferendaren in besonders wichtigen persön-
lichen Angelegenheiten oder beim Vorliegen sonsti-
ger dringender Gründe Dienstbefreiung bis zur 
Dauer einer Woche im Jahr ohne Anrechnung auf 
den Erholungsurlaub gewährt werden. 
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Zuständig zur Bewilligung des Erholungsurlaubs 
und der Dienstbefreiung ist der Vorstand der Aus-
bildungsstelle, bei der sich der Landwirtschafts-
referendar im Vorbereitungsdienst befindet. 

Ist ein Landwirtschaftsreferendar durch Krank-
heit oder andere unverschuldete zwingende Ur-
sachen an der Ausübung seines Dienstes verhindert, 
so wird diese Zeit auf den Vorbereitungsdienst an-
gerechnet, soweit sie zusammen mit der Zeit der 
Beurlaubung und Dienstbefreiung die Da.er von 
10 Wochen in einem Jahr und von 18 Wochen in 
den beiden Jahren des Vorbereitungsdienstes nicht 
übersteigt. 

Die Jahreszeiträume im Sinne dieser Bestim-
mung werden vom Tag der eidlichen Verpflichtung 
an gerechnet. s „ 

Die Landwirtschaftsreferendare stehen während 
des Vorbereitungsdienstes unter der Aufsicht des 
Vorstandes der jeweiligen Ausbildungsstelle. 

Zeigt sich ein Landwirtschaftsreferendar in dienst-
licher Beziehung als ungeeignet oder läßt er sich 
dienstlich oder außerdienstlich ein ordnungswidri-
ges Benehmen zuschulden kommen, so hat ihn der 
Vorstand zurechtzuweisen. Bleibt die Zurechtwei-
sung fruchtlos oder liegt ein schweres Verschulden 
vor, so hat der Vorstand dem Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf 
dem Dienstweg zu berichten; er kann gleichzeitig 
die Fortsetzung des Vorbereitungsdienstes unter-
sagen. Das Staatsministerium kann die zeitweilige 
oder dauernde Entlassung des Landwirtschaftsrefe-
rendars aus de,m Vorbereitungsdienst oder eine Ver-
längerung des Vorbereitungsdienstes verfügen. 

§ 8 
Bleibt der Vorbereitungsdienst ohne genügenden 

Erfolg, so kann das Staatsministerium' für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten anordnen, daß 
der Vorbereitungsdienst ganz oder teilweise zu wie-
derholen ist. 

Zeigt sich während des Voibereitungsdienstes, 
daß ein Landwirtschaftsrefe'-endar wegen körper-
licher oder geistiger Gebrechen oder aus sonstigen 
Gründen, namentlich wegen mangelnder Berufs-
eignung zur Ausübung eines Amtes im höheren 
landwirtschaftlichen Dienst nicht geeignet ist, so 
ist ihm vom Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten schriftlich mit Angabe 
der Gründe zu eröffnen, daß er für eine Anstellung 
im höheren landwirtschaftlichen Staatsdienst nicht 
in Betracht kommt. „ „ 

§ 9 
Nach Ableistung des Vorbereitungsdienstes ist die 

Staatsprüfung nach der geltenden Prüfungsordnung 
abzulegen. „ . ^ . 

III. Dienstbezeichnung 
§ 10 

Landwirtschaftsreferendare, welche die landwirt-
schaftliche Staatsprüfung mit Erfolg abgelegt haben, 
sind berechtigt, die Bezeichnung „Landwirtschafts-
assessor (Landwirtschaftsassessorin)" zu führen. 

IV. Vormerkung und Einreihung 
§ 11 

Für die Zulassung zum StaaTsdienst werden die 
Landwirtschaftsassessoren auf Antrag in eine beim 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten geführte Vormerkungsliste eingetragen. 
Hiefür ist Voraussetzung, daß die Staatsprüfung 
mit'mindestens gutem Erfolg (Note 3.50) abgelegt 
wurde. 

§ 1^ 
Bei der Zulassung zum Staatsdienst werden di? 

Landwirtschaftsassessoren regelmäßig in den Jahr-
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gang eingereiht, in dem sie die Prüfung abgelegt 
haben. 

Landwirtschaftsassessoren, die ihre Staatsprüfung 
„ausgezeichnet" (Bewertung bis zu 1,50) bestanden 
haben, werden in d"m vorangehenden L^h*-«' \% 
vor den Assessoren dieses Jahrgangs eingereiht, 
welche die Bewertung „sehr gut'' erzielt haben 

Können Landwirtschaftsassessoren nachweisen, 
daß sie nach der Zulassung zum Vorbereitungsdienst 
zur Erweiterung ihrer ^Ausbildung vor Ablegung 
der Staatsprüfung mehr als zwei volle Jahre in der 
Landwirtschaft praktisch tätig waren, so können 
ihnen auf Antrag ausnahmsweise von der über-
schauenden Ausbildungszeit bis zu drei Jahre an-
gerechnet werden. Sie können dann mit—ihrem in 
der Prüfung erzielten Ergebnis in den Prüfungs-
jahrgang eingereiht werden, in dem sie bei Ablei-
stung einer nur zweijährigen Praxis die Staatsprü-
fung frühestens hätten ablegen können. 

In gleicher Weise können Landwirtschaftsasses-
soren in einen früheren Prüfungsjahrgang einge-
reiht werden, wenn sie durch Krankheit oder an-
dere unverschuldete zwing aide fJrsr dien während 
der Ablegung oder Vollendung der Staatsprüfung 
verhindert waren. 

V. Übergangsbestimmungen 
§ 13 

Das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten erläßt die zum Vollzug dieser 
Verordnung erforderlichen Bestimmungen. 

§ 14 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver-

kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord-
nung vom 27. 9. 1921 über den Vorbereitungsdienst 
und die Staatsprüfung für den höheren landwirt-
schaftlichen Staatsdienst einschließlich des land-
wirtschaftlichen Lehramtes (K. M. Amtsbl. S. 227) 
außer Kraft. ' 

Die Ausbildungsbestimmungen des Reichsmini-
sters für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
vom 28. 1. 1943 Nr. EV 6855/159 über den Vorberei-
tungsdienst für das Lehramt der Landwirtschaft 
finden keine Anwendung. 

München, den 1. April 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d 

Verordnung 
über die Auflösung des Zentralnachweiseamtes 

für Krieger,verluste und Kriegergräber 
München 

Vom 1. April 1949 
Die Bayerische Staatsregierung erläßt auf Grund 

des Art. 77 Abs. I Satz 2 der Bayerischen Ver-
fassung folgende Verordnung: 

§ 1 
Das Zentralnachweisamt für Kriegerverluste und 

Kriegergräber in München wird aufgelbst. 

§ 2 
Die Bayerischen Staateministerien des Innern und 

für Unterricht und Kultus treffen die zur Durchfüh-
rung der Verordnung erforderlichen Anordnungen. 

§ 3 
Diese Verordnung tritt am 1. April 1949 in Kraft. 
München, den 1. April 1949. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d 


